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Ein neuer Impuls für Wissenschaft, gesundheit und 

Wirtschaft in Bremen: gemeinsam mit CDU-Spitzen-

kandidat Carsten Meyer-Heder hat die CDU-Fraktion 

ihre Vision von einer medizinischen Fakultät im Bremen 

vorgestellt. Denn die Ausbildung von jungen Medizi-

nern kann nicht nur dazu beitragen, den Ärztemangel 

abzufangen. Als bedeutender Standort für die gesund-

heitswirtschaft würde Bremen auch wirtschaftlich und 

wissenschaftlich profitieren. Für die Bremer Universi-

tät könnte eine medizinische Fakultät ein Plus bei der 

Wiedererlangung des Exzellenzstatus’ bedeuten. Mehr 

auf den folgenden beiden Seiten.

diE bEstE mEdizin für brEmEn

DAS THEMA
  

cdu-fraktion fordert 
ärzte ausBildung
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3 gute Gründe für eine  
medizinische Fakultät in Bremen

Ein Impuls für die (Gesundheits)-Wirtschaft!
Schon heute spricht beispielsweise die Arbeitnehmerkammer von der 
Gesundheitswirtschaft als einem »Beschäftigungsmotor der bremi-
schen Wirtschaft«. Eine neue Studie hat kürzlich ergeben, dass rund 
61.000 Menschen und damit jeder achte Erwerbstätige in Bremen im 
Gesundheitssektor arbeitet. Eine medizinische Fakultät könnte ein 
Wachstumsbeschleuniger sein. Sie brächte vor allem neue Impulse für 
die Stärkung der Gesundheits- und Sozialwirtschaft mit sich. Eine Bran-
che, in der viele Frauen tätig sind. Auch in finanzieller Hinsicht wäre 
eine medizinische Fakultät kein reiner Ausgabeposten. Wirtschafts-
wachstum, Ausgründungen, neue Arbeitsplätze und neue Einwohner 
für das Land brächten im Gegenteil positive Nebeneffekte mit sich.

Hervorragende Infrastruktur nutzen!
Bremen verfügt z.B. mit den Human- und Gesundheitswissenschaften 
an der Uni, den naturwissenschaftlichen Instituten, den Studiengängen 
für Pflegemanagement und Therapiewissenschaften an der Hochschule 
Bremen, der Medizintechnik an der Hochschule Bremerhaven oder dem 
Schwerpunkt Medizinrecht am juristischen Fachbereich der Uni sowie 
verschiedenen außeruniversitären Forschungsinstituten bereits über 
eine hervorragende Infrastruktur. Viele Krankenhäuser in Bremen und 
Bremerhaven sind bereits heute Lehrkrankenhäuser für Medizinstuden-
ten aus anderen Städten. Erfahrung, Ausbildungskapazitäten, lehrfähi-
ges Personal und fachliche Breite wären daher schon jetzt in Grundzü-
gen vorhanden.

Ein echter Schub für die Uni!
Bremen und Bremerhaven gehören schon heute zu den Top-Wissen-
schaftsstandorten der Republik. Eine medizinische Fakultät würde sich 
nicht nur hervorragend in die bereits bestehenden Strukturen einfügen, 
sondern würde auch neue Impulse für Forschung und Kooperationen 
bringen. Nachdem die Uni im vergangenen Jahr ihren Exzellenzstatus 
und damit wichtige Fördermittel verloren hat, würde eine vollwertige 
Medizinerausbildung wegen der hohen Forschungsintensität für die 
nächste Runde der Exzellenzstrategie 2026 positiv zu Buche schlagen.

Lesen Sie den 
Antrag für eine 
Machbarkeits-

studie einer 
medizinischen 

Fakultät in Bremen
Wenn es aktuell um Gesundheitspolitik geht, dann steht 
meist die Sorge um den drohenden Medizinermangel im 
Fokus. Schon heute ist spürbar, dass insbesondere ländli-
che Regionen und bestimmte Fachdisziplinen nicht mehr 
ausreichend fachlich qualifiziertes Personal finden, um 
die Versorgung der Bevölkerung sicherzustellen. Dabei 
interessieren sich viele junge Menschen für den Arzt-
beruf, doch die Ausbildungssituation ist angespannt: 
»Viele Potentiale bleiben ungenutzt, denn es gibt deut-
lich mehr Bewerber als Studienplätze«, weiß Rainer 
Bensch, gesundheitspolitischer Sprecher der CDU-Frak-
tion. Zum Wintersemester 2017 / 18 gab es über 43.000 
Bewerbungen bei knapp 9.000 Plätzen.

Aber nicht nur mit Blick auf die bundesweite Situation 
und den Ärztemangel gibt es überzeugende Gründe für 
eine eigene Medizinerausbildung in Bremen und Bre-
merhaven (siehe Infokasten links).

Auch wenn vorhandene Strukturen und Synergieeffek-
te an Kliniken und Universität genutzt werden können 
– eine medizinische Fakultät gibt es nicht zum Nulltarif: 
»Wir haben uns ähnliche Vorhaben in anderen Bundes-
ländern angeschaut, danach muss man mit einem Kos-
tenvolumen von mindestens 25 Mio. Euro pro Jahr in der 
Gründungsphase rechnen«, erklärt Thomas Röwekamp, 
Vorsitzender der CDU-Fraktion. Zu Beginn des Lehrbe-
triebs sollen etwa 100 Studienplätze pro Studienjahr 
und somit eine mittlere Fakultätsgröße angeboten wer-
den. Der langfristige Finanzbedarf würde eine dreistel-
lige Millionensumme umfassen. »Das ist unbestritten 
ein Kraftakt. Aber eben auch ein ganz neuer und wirt-
schaftskraftstärkender Impuls für unser Bundesland.«

Zukunftsplan ab 2020:

CDU-Fraktion 
will knapp 3 
Milliarden 
Euro bis 2035 
investieren

Das Vorhaben ist ein weiterer Vorschlag der CDU-Frak-
tion im Rahmen ihres Zukunftsplans »Bremen 2035«. 
Vor rund einem Jahr hatte die CDU-Fraktion als erste 
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und einzige Partei in einem Positionspapier ihre Kriterien zur 
Nutzung der finanziellen Handlungsspielräume ab 2020 vorge-
stellt. Denn dann bekommt Bremen über den neuen Länderfi-
nanzausgleich jährlich 487 Mio. Euro. Statt das Geld wahllos mit 
der Gießkanne zu verteilen, wollen die Christdemokraten mit 
den zusätzlichen Finanzmitteln zum einen die hohen Schulden 
unseres Landes signifikant abbauen, aber gleichzeitig auch die 
Wirtschafts- und Finanzkraft durch Investitionen stärken. Dar-
um sollen 400 Mio. Euro nach Willen der CDU komplett in die 
Schuldentilgung fließen. »Dadurch reduzieren wir die Schulden 
Bremens in 15 Jahren nicht nur um 6 Milliarden Euro, sondern 
es ergeben sich auch enorme Zinseinsparungen: Zusammen mit 
den 87 Mio. Euro pro Jahr aus der Umsatzsteuerverteilung ha-
ben wir bis 2025 mehr als 2,8 Milliarden Euro für Investitionen 
zur Verfügung«, erklärt Röwekamp.

Die Projekte müssen nach Vorstellungen der CDU wirtschafts- 
oder finanzkraftstärkende Kriterien erfüllen. »Eine medizinische 
Fakultät würde das neben der Bekämpfung des bundesweiten 
Ärztemangels aus wirtschaftlicher und wissenschaftlicher Sicht 
erfüllen«, macht Röwekamp deutlich. Für ihn und die wissen-
schaftspolitische Sprecherin Susanne Grobien ist zudem klar, 
dass jeder Euro für die medizinische Fakultät zusätzlich sein 
muss: »Wenn es in der Hochschul- oder Krankenhauslandschaft 
zu Verteilungskämpfen kommt, ist die Akzeptanz eines solchen 
Vorhabens gefährdet«, erklärt Grobien, die auch Vorsitzende 
des Wissenschaftsausschusses ist.

Freie und 
städtische Kliniken 
können profitieren

Nur die klinische Ausbildung nach Bremen zu verlegen, ist für 
sie aus wissenschaftlicher Sicht keine Alternative. »Davon hätte 
die Universität keine Vorteile. Eine Trennung von vorklinischem 

und klinischem Abschnitt ergibt außerdem keinen Sinn. Wo 
sollen denn die Absolventen des vorklinischen Abschnitts her-
kommen, wenn wir sie nicht selbst ausbilden? Dazu müssten an-
dere Universitäten ihre Ausbildungskapazitäten erhöhen oder 
wir bräuchten Studenten aus dem Ausland«, sagt Grobien. Der 
vorklinische Teil soll auf dem Campus der Universität Bremen 
angesiedelt werden, um so einerseits auf den dort schon exis-
tierenden Strukturen aufbauen zu können und andererseits eine 
ideale Verzahnung mit der Lehre und Forschung sicherzustellen.

Die klinische Ausbildung könnte an den verschiedenen Kliniken 
in Bremen und Bremerhaven angesiedelt werden. »Wir wollen 
städtische und freigemeinnützige Kliniken gleichberechtigt ein-
binden«, sagt Rainer Bensch. Eine mögliche Konzentration des 
klinischen Teils könnte auf dem Gelände des Klinikums Mitte 
als Maximalversorger stattfinden. Durch die dortigen Umstruk-
turierungen infolge des Teilersatzneubaus (TEN) böte sich die 
einmalige Chance, um Teile der notwendigen Infrastruktur, wie 
etwa Lehrräume, Büros und Labore, zum einen ressourcenscho-
nend, zum anderen aber auch als Teil eines medizinischen Cam-
pus zu entwickeln.

Um den Vorschlag voranzubringen, hat die CDU-Fraktion eine 
Initiative in die Bremische Bürgerschaft eingebracht. Der Senat 
soll eine Machbarkeitsstudie beauftragen, die unter anderem 
auch den finanziellen Bedarf klärt.�

Das Thema
  

Zusammen mit  
CDU-Spitzenkandidat  
Carsten Meyer-Heder stellte  
der Fraktionsvorsitzende Thomas 
Röwekamp die Idee  auf einer 
Pressekonferenz vor.



Vor wenigen Jahren begannen Artikel und Berichte über 
den Ärztemangel noch in Vorpommern oder der sächsi-
schen Schweiz. Weit weg. Heute ist der Ärztemangel 
nah. Elf Hausärzte könnten sich sofort in Bremen-Stadt 
niederlassen. Die Zulassungsbeschränkungen sind in 
diesem Monat aufgehoben worden. In den vergange-
nen Jahren sind mehr Hausärzte ausgeschiedenen als 
nachgekommen. Diese Entwicklung hält an.

Bei den Hausärzten fängt es an, bei den basisversor-
genden Fachärzten geht es weiter. In Deutschland ist 
ein Wettbewerb zwischen den Regionen um die »Man-
gelware« Arzt ausgebrochen. Es gibt schlicht zu wenige 
Mediziner, die an den Unis ausgebildet werden und zu 
wenige, die den Weg in die Versorgung nehmen.

Und was macht Bremen?

Bremen schlummert vor sich hin und verliert sich im 
Kleinklein. Wir diskutieren über die sogenannte klein-
räumige Bedarfsplanung, mancher denkt darüber nach, 
wie man Mediziner aus Schwachhausen in sozialschwa-
che Quartiere umsiedeln kann. Um ein Ausbluten in 
Bremerhaven zu verhindern, lobt die Kassenärztliche 
Vereinigung mit dem Geld der niedergelassenen Ärzte 
eine Lass-Dich-Nieder-Prämie von 60.000 Euro aus. Ich 
sage: Wir brauchen nicht mehr darüber nachdenken, wie 

man Ärzte in die Stadtteile holt oder wie man sie hin und 
her verschiebt. Wir müssen jetzt darüber reden, wie man 
sie in die Stadt bekommt und dort hält! Das ist die zen-
trale Frage. Und es gibt nur eine nachhaltige Antwort: 
Wir brauchen für das Land Bremen eine Medizinfakul-
tät und zwar in Form eines Vollstudiengangs mit vorkli-
nischem und klinischem Teil. Wir wissen von anderen 
Unistandorten in Deutschland, dass eine erkleckliche 
Anzahl von Medizinern nach Studium und Weiterbildung 
am Ort oder in der Nähe bleibt. Na klar: In zehn bis zwölf 
Jahren ist ein Freundeskreis aufgebaut, der Partner / die 
Partnerin fürs Leben gefunden, vielleicht ein Baby un-
terwegs. Warum also in die Ferne schweifen, wenn das 
Glück so nah liegt? Diesen Standortvorteil hat Bremen 
nicht. Bisher war es auch egal. Siehe oben. Nun hängt 
davon in Bremen und Bremerhaven das Wohl und Wehe 
der medizinischen Versorgung ab – nicht von uns, son-
dern von den uns folgenden Generationen.

Wer jetzt zustimmend mit dem Kopf nickt, mag mögli-
cherweise beim Gedanken an die Finanzierung zurück-
schrecken. Zum Schnäppchenpreis ist ein Vollstudi-
engang Medizin nicht zu haben. Es wäre zweifelsohne 
ein Kraftakt für das kleine Bundesland. Falls wir es von 
Anfang an klug angehen, dann haben wir allerdings sehr 
gute Chancen, dass wir es besser machen als beim Klini-
kersatzneubau.�
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Dr. med.  
Jörg Hermann

Vorstandsvorsitzender 
der Kassenärztlichen 
Vereinigung Bremen

»In Deutschland 
ist ein Wettbewerb 
zwischen den 
Regionen um die 
Mangelware Arzt 
ausgebrochen«

  
Kontrovers – Der Gastkommentar



Was viele schon geahnt haben, hat jetzt eine Studie der 
Bremer Universität erstmals belegt: Wer in Bremen 
Abitur macht, hat beim Studium schlechtere Erfolgs-
aussichten.

Die Universität hatte Studienverläufe von 1.500 Stu-
dierenden ausgewertet, die sich im Wintersemester 
2013 / 14 für einen Bachelor-Studiengang eingeschrieben 
hatten. Das Ergebnis: Nur 26 Prozent der Studierenden 
mit Bremer Abitur hatten nach acht Fachsemestern ei-
nen erfolgreichen Abschluss erworben. Studenten mit 
Abitur aus Niedersachsen konnten dagegen eine Er-
folgsquote von 44 Prozent aufweisen. Zudem korrigie-
ren Bremer häufiger ihre Studienwahl oder brechen ihr 
Studium ab. »Dies zeigt erstmals, dass sich die schlechte 
Bildung in Bremen auch über den Schulabschluss hinaus 
auf das weitere Leben der jungen Menschen auswirkt. 
Es ist zutiefst ungerecht, wenn Bremer Abiturienten 
wegen mangelnder Grundlagen schlechtere Chancen 
beim Studienerfolg haben«, sagt Dr. Thomas vom Bruch. 
Unternehmen hatten bereits in den vergangenen Jahren 
immer wieder die mangelnde Ausbildungsfähigkeit von 
Auszubildenden mit Bremer Schulabschluss bemängelt. 
Die Studie dokumentiert nun einen ähnlichen Effekt für 
Studierende. Der bildungspolitische Sprecher fordert 
daher, die Studierfähigkeit der Abiturienten zu verbes-
sern. Zum einen durch mehr Beratung zu Inhalten und 

Anforderungen eines Studiums, zum anderen durch 
mehr Leistungsorientierung insbesondere an Gymnasi-
en. »Ein Abitur muss nicht nur zum Studium berechtigen, 
sondern auch befähigen. Wir helfen niemanden damit, 
wenn das Abitur inflationär vergeben wird«, so vom 
Bruch. Eine zu hohe Abbrecherquote sieht vom Bruch 
auch in der Ausbildung. Beides will die CDU-Fraktion 
zum Anlass für eine parlamentarische Initiative in der 
Bremischen Bürgerschaft nehmen.�
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Studie der Bremer Uni:

Bremer Abiturienten haben 
weniger Studienerfolg

Aus der Fraktion
  

Bremer Schüler brechen 
ihr Studium oder ihre 
Ausbildung häufig ab. 
Die möglichen Gründe 
dafür wollen die Christ-
demokraten parlamen-
tarisch aufgreifen.
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Im kommenden Jahr läuft der Bildungskonsens aus. Der soge-
nannte »Schulfrieden« war 2008 maßgeblich auf Betreiben der 
CDU zustande gekommen. Überparteilich beschlossen sollte 
dieser den Schulen eine Reformpause verschaffen.

Wesentliche Ziele des Bildungskonsenses waren neben der 
Inklusion und der Zweigliedrigkeit des Schulsystems, das bre-
mische Schulsystem wieder an nationales und internationales 
Niveau heranzuführen und die soziale Kopplung zwischen El-
ternhaus und Schulerfolg weiter zu reduzieren. Doch was davon 
ist erreicht worden? Was hat die Reformpause gebracht? Soll der 
Konsens ab 2019 fortgesetzt werden? Eine Expertenkommission 
hat die Entwicklung der Bremer Schullandschaft in den letzten 
zehn Jahren untersucht und die Ergebnisse des Schulkonsenses 
evaluiert. Auf dieser Grundlage hat die CDU-Fraktion gemein-
sam mit der FDP und zahlreichen Zuhörern, darunter Eltern, 
Lehrer und Bildungsexperten, Mitte April in der Bürgerschaft 
diskutiert. Die Diskussion ist für die CDU-Fraktion Auftakt der 
Auseinandersetzung über die Zukunft des Bildungskonsenses.

Wie geht´s weiter?

Diskussion über den 
Bildungskonsens

Die Fortführung des Bildungskonsenses verknüpft die 
CDU-Fraktion an klare Forderungen.
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Dr. Thomas vom Bruch, bildungspolitischer 
Sprecher der CDU-Fraktion, zur Zukunft des 
Bildungskonsenses:

Ausguck:  Soll der sogenannte Schulfrieden  
fortgesetzt werden?

Dr. Thomas vom Bruch:  Das steht für uns noch nicht fest 
und wird sehr auf die Inhalte ankommen. Wir werden in den 
kommenden Monaten zwar einen ergebnisoffenen Dialog mit 
den anderen Parteien suchen, aber dennoch eine deutlich er-
weiterte Agenda als Verhandlungsgrundlage erarbeiten.

Ausguck:  Das heißt die bisherigen Ergebnisse  
sind unbefriedigend?

Dr. Thomas vom Bruch:  Die Reformpause hat dem Bre-
mer Bildungssystem gut getan. Auch das Nebeneinander von 
Gymnasien und Oberschulen hat sich laut Evaluation in Bre-
men grundsätzlich bewährt. Aber die als Hauptziel beschrie-
bene Steigerung der schulischen Qualität ist nicht erreicht 
worden. Da müssen wir ja bloß einen Blick auf die letzten 
Bildungsvergleichsstudien werfen, wo Bremen die rote Later-
ne hält. Das bremische Schulsystem ist leider nach wie vor zu 
weit vom nationalen und internationalen Niveau entfernt.

Aus der Fraktion
  

Fragen an…

Der Girlsday ist ein bundesweiter Berufs
orientierungstag speziell für Mädchen.

Auch bei der CDU-Fraktion schnupperten in diesem Jahr wie-
der einige potentielle Nachwuchs-Politikerinnen rein. Mit den 
Abgeordneten Sina Dertwinkel und Marco Lübke diskutierten 
sie unter anderem über Politikunterricht und Social Media und 
löcherten die Abgeordneten mit Fragen zu ihrem Berufsalltag. 
Wer weiß? Vielleicht sehen wir ein paar von ihnen in einigen Jah-
ren im Plenarsaal wieder?�

Girls, Girls, Girls!

Ausguck:  Neben der Verbesserung der Qualität  
gab es aber noch andere Ziele…

Dr. Thomas vom Bruch:  …die unter Rot-Grün zum Teil 
ebenfalls weit verfehlt worden sind. Wir können weder bei der 
Inklusion noch beim Ganztagsausbau mit den Ergebnissen zu-
frieden sein. Auch das Ziel, die soziale Kopplung zwischen El-
ternhaus und Schulerfolg weiter zu reduzieren, steht aus. Nir-
gendwo ist die Herkunft so relevant für den Schulerfolg, wie 
in Bremen und Bremerhaven. Ein schlichtes »Weiter so« wird 
es mit uns deshalb nicht geben. Eine Fortsetzung muss an 
ganz klare Erwartungen und Vereinbarungen geknüpft sein.

Ausguck:  Welche sind das?

Dr. Thomas vom Bruch:  An erster Stelle steht, dass die 
schulische Qualität endlich verbessert wird. Dazu würden 
aus unserer Sicht ein drittes verpflichtendes Kindergarten-
jahr und ein qualitativ hochwertiger Ganztag beitragen. Beim 
Ausbau von Ganztagsschulen muss mehr Tempo aufgenom-
men werden, Rot-Grün ist weit hinter selbstgesteckten Zielen 
zurückgeblieben. Und für erfolgreiche Inklusion ist neben der 
Tatsache, dass es eine angemessene Personal- und Ressour-
cenausstattung geben muss, aus meiner Sicht eine pragma-
tische und schulartenbezogene Herangehensweise erforder-
lich. Auch ein weiteres Gymnasium muss eine Option sein, 
wenn wir steigende Schülerzahlen haben.�
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Bezahlbar, modern, sozial, nachhaltig und auf die un-
terschiedlichen Bedürfnisse von Menschen zugeschnit-
ten: Mit der Idee im Neustädter Hafen einen neuen 
Stadtteil für Bremen zu schaffen, hat die CDU-Fraktion 
im vergangenen Jahr einen kontrovers diskutierten 
Impuls für innovative Stadtentwicklung gesetzt. Eine 
aktuelle Ausstellung bietet noch bis Ende August die 
Möglichkeit, mehr über das Projekt und moderne 
Stadtteilplanung zu erfahren.

»Wenn eine Idee nicht zuerst absurd erscheint, taugt sie 
nichts«, zitierte der Fraktionsvorsitzende Thomas Röwe-
kamp bei der Eröffnung Albert Einstein. Es handele sich 
bei dem Vorschlag um eine atmende Idee, die weiter-
entwickelt werden könne und solle. Ab 2020 bestünden 
neue finanzielle Spielräume, die genutzt werden müss-
ten. Für eine wachsende Stadt fehle jedoch vor allem 
Wohnraum für die Mittelschicht und junge Familien. 
»Es hilft nichts, wenn wir hier und da über Innenraum-
verdichtung reden, wir müssen einen ganz neuen Stadt-
teil denken, wenn wir die derzeitige Situation umkehren 
wollen«, so Röwekamp. Denn Fakt ist: Ohne die Zuwan-
derung von Flüchtlingen würde Bremen schrumpfen. 

Immer mehr Familien entscheiden sich für das nieder-
sächsische Umland. Der Umschlag im Neustädter Hafen 
hat sich – trotz leichtem Anstieg im letzten Jahr – zudem 
über die letzten zehn Jahre halbiert. »Wir sollten uns 
deshalb auch über städtebauliche Perspektiven für das 
Gebiet Gedanken machen. Ein neuer Stadtteil würde das 
gesamte Gebiet links der Weser beleben. Damit das auch 
funktioniert und wir nicht die gleichen Fehler wie in der 
Überseestadt wiederholen, war es uns wichtig, die ge-
samte Infrastruktur von der Kita über die Straßenbahn 
bis zur Pflegeeinrichtung gleich mitzudenken«, erklärt 
der Fraktionsvorsitzende. Auf keinen Fall sei es Absicht 
der CDU, das Gewerbe am Neustädter Hafen einfach zu 
verdrängen: »Aber es gibt sicherlich gute Alternativen, 
für die hafennahen Aktivitäten beispielsweise in Bre-
merhaven.«�

	 Die interaktive Ausstellung ist noch bis zum 
30. August in den Räumen von bauraum e.V. 
(Friedrich-Karl-Straße 96, 28205 Bremen) 
zu sehen und frei zugänglich. Die aktuellen 
Öffnungszeiten während der Sommerferien 
finden Sie unter www.bauraum-bremen.de

Neuer Stadtteil Neustädter Hafen:

Interaktive  
Ausstellung eröffnet

Mehr zu dem neuen 
Stadtteil erfahren 

Sie auch unter www.
neustaedter-haefen.de



Wie steht ś um die Versorgung mit Haus- 
und Fachärzten in den Stadtteilen Bre-
mens? Welche Chancen und Herausfor-
derungen bringen die Digitalisierung und 
der technische Fortschritt für das Gesund-
heitswesen mit sich? Wollen wir zukünf-
tig auf »Dr. Google« und Pflege-Roboter 
setzen oder welche Erwartungen haben 
die Menschen an ein gutes Arzt-Patienten-
Gespräch? Wie sicher ist die elektronische 
Gesundheitsakte?

Um diese und weitere Fragen zu diskutieren, 
haben die Gesundheitspolitiker der CDU-
Fraktion einen Gesundheitsdialog in ganz 
Bremen und Bremerhaven ins Leben geru-
fen. Bei den fünf Veranstaltungen in Bre-
men-Stadt, Bremen-Nord und Bremerhaven 
können interessierte Bürgerinnen und Bür-
ger Fragen stellen und mitdiskutieren. Start-
schuss war Mitte April in Huchting, Mitte 
Juni standen die CDU-Gesundheitsexperten 
in Vegesack Rede und Antwort. »Die ersten 
beiden Dialoge haben gezeigt: Über das 
Thema muss geredet werden. Viele Bürger 
sind verunsichert, wie es bei der Gesund-
heitsversorgung und Pflege weitergeht. 
Für uns sind diese Veranstaltungen deshalb 
auch ein ganz wichtiges Zuhör-Format«, 
zieht Rainer Bensch eine Zwischenbilanz.�
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Wer die ersten beiden Veranstal-
tungen verpasst hat, sollte sich 
einen der nächsten drei Termine des 
Gesundheitsdialogs vormerken:

Donnerstag, 23. August,  
um 16.00 Uhr im  
Klinikum St. Joseph Stift

Donnerstag, 20. September,  
um 17.30 Uhr im  
Haus am Blink in Bremerhaven

Dienstag, 16. Oktober,  
um 17.00 Uhr im  
Gesundheitstreffpunkt West

Wir müssen reden:

CDU- 
Experten 
initiieren  
5-teiligen 
Gesundheits
dialog
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Mehr Kultur geht nicht:

In Bremen haben sich auf Einladung von Claas Rohmey-
er, kulturpolitischer Sprecher der CDU-Fraktion Bre-
men, die Kulturpolitiker der CDU / CSU-Fraktionen 
getroffen.

Zwei Tage lang besuchten die Experten unterschiedli-
che kulturelle Einrichtungen in Bremen und diskutierten 
über aktuelle kulturpolitische Herausforderungen. In 
ihrem Abschlusspapier untermauerten die Kulturpoli-
tiker die Bedeutung von niedrigschwelligem Zugang zu 
kulturellen Angeboten, insbesondere für Kinder und Fa-
milien. Die Kulturpolitiker wollen sich in ihren Ländern 
zudem für eintrittsfreie Tage für Kinder und Jugendliche 
in Museen einsetzen. Auch Bibliotheken sollen kunden-
freundlicher für Berufstätige und Familien werden. Der 
kulturpolitische Sprecher der Bremer CDU-Fraktion, 
Claas Rohmeyer, wirbt schon lange für eine Sonntags-
öffnung der Bibliotheken. Die notwendige Änderung der 
Bundesgesetzgebung wird in Bremen jedoch durch die 
rot-grüne Uneinigkeit blockiert. In ihren Kulturthesen 
greifen die Unionspolitiker den Bremer Vorschlag auf. 
Sie wollen sich im Dialog mit allen Beteiligten für fle-
xiblere Öffnungszeiten einsetzen, die vor allem jungen 
Familien und Berufstätigen zu Gute kommen.�

Unions-Experten 
auf Kult(o)ur  

in Bremen

Die zehn Bremer 
Kulturthesen 

finden Sie hier:

Die Kulturpolitiker der Unionsfraktionen 
trafen sich Mitte Juni in Bremen.

Der sportpolitische Sprecher Marco Lüb-
ke ist sauer: Obwohl das Parlament Ende 

April den Antrag »Jedes Kind muss schwimmen 
lernen« von CDU und FDP (AUSGUCK 1.18 berichtete) 
beschlossen hatte, verweigert der Senat nun offenbar 
die Umsetzung.

In einer Senatsvorlage in der Sport- und Bildungsde-
putation findet der Senat wortreiche Begründungen, 
warum er die geforderten Maßnahmen trotz entspre-
chendem Auftrag vom Parlament nicht prüfen will oder 
kann. »Das ist unverschämt, wie hier gegen den Willen 
der Parlamentsmehrheit ein Antrag einfach begraben 
wird«, schimpft Lübke. »Wofür brauchen wir dann ein 
Parlament, wenn der Senat sich in Gutsherrenart über 
Beschlüsse hinweg setzt?« Gerade bei so einem wichti-
gen Thema sei die Ignoranz des rot-grünen Senats ein 
fatales Signal. Um die Schwimmfähigkeit von Kindern zu 
verbessern und lebensbedrohliche Unfälle zu minimie-
ren hatten die Christdemokraten in ihrem Antrag un-
terschiedliche Maßnahmen zur Prüfung angeregt, u. a. 
Schwimmunterricht schon ab der Kita statt der 3. Klasse, 
das Bronze-Abzeichen als verbindliches Ziel nach der 
Grundschule sowie freier Eintritt für Kinder unter sechs 
Jahren, die mit ihren Eltern und Großeltern eines der 
Bremer Bäder besuchen.�

  
Aus der Fraktion

Senat setzt 
beschlossenen  

CDU-Antrag  
nicht um



Ein Kleinod mitten in der historischen Bremer Innen-
stadt: Ein Platz mit grünflächen, Wasserspielen, Spiel- 
und Sitzmöglichkeiten, dazwischen vormittags der 
traditionelle Obst- und gemüsemarkt, nachmittags 
ein lebendiger Treffpunkt für Bürger und Touristen. 
Auf dem Domshof in Bremen könnte dieses Szenario 
Wirklichkeit werden. Wenn da nicht der rot-grüne Se-
nat wäre…

Wenn der Wochenmarkt am frühen Nachmittag sei-
ne Zelte abgebaut hat, bietet der Domshof aktuell ein 
trauriges Bild: herumliegender Müll, kaum Sitzmöglich-
keiten, wenig Aufenthaltsqualität und in den Abend-
stunden fehlende Beleuchtung. »Der Domshof könnte 
die Visitenkarte in Bremens Altstadt sein. Wir sprechen 
schon seit Jahren darüber, wie man den eigentlich wun-
derschönen Platz aufwerten kann. Aber unter Rot-Grün 
ist und bleibt der Domshof im Dornröschenschlaf«, 
macht Jörg Kastendiek, wirtschaftspolitischer Sprecher, 
deutlich. Das finden auch zahlreiche Anrainer am Doms-
hof. Eine Interessengemeinschaft hatte im vergangenen 
Jahr konkrete Ideen zur Umgestaltung vorgestellt.

»Für eine Innenstadt ist es enorm wichtig, dass die Be-
sucherinnen und Besucher Plätze vorfinden, auf denen 
sie sich wohl fühlen und Positives erleben. Mehr Auf-
enthaltsqualität und Lebendigkeit auf dem Domshof ist 
deshalb ein wichtiger Baustein für die Zukunft unserer 
Innenstadt. Die Ideen zur Umgestaltung sind deshalb 

ein guter Impuls gewesen«, erklärt Kastendiek. Für die 
Vorschläge der Anrainer gab es auch aus den rot-grünen 
Reihen Lob. Doch außer diesem Lippenbekenntniss pas-
sierte, genau, nichts. Kein Ressort fühlte sich zuständig, 
Verantwortlichkeiten wurden hin und her geschoben. 
Für den wirtschaftspolitischen Sprecher der CDU-Frak-
tion eine Bankrotterklärung des Senats: »Da hilft es 
auch nichts, wenn der Bürgermeister das jetzt zur an-
geblichen Chefsache erklärt. Fakt ist, es ist einfach ver-
sandet!«

Jörg Kastendiek hat den Domshof daher zum Thema in 
der Bürgerschaft gemacht. In der Debatte musste auch 
Staatsrat Ekkehard Siering (SPD), der Wirtschaftssena-
tor Martin Günthner vertrat, zugeben: »Das Vorhaben 
hatte nicht allerhöchste Priorität. Wir hätten da als Senat 
zügiger sein können.« Bürgerschaftspräsident Christian 
Weber moserte in Richtung seines eigenen Parteikolle-
gen: »Bei so einem Thema wäre es angebracht gewesen, 
dass die erste Reihe redet.« Der CDU-Antrag wurde 
unter Zustimmung der Regierungskoalitionen schluss-
endlich an die Wirtschaftsdeputation überwiesen. Das 
Wirtschaftsressort soll beim Domshof zukünftig die 
Federführung übernehmen. »Wir als CDU haben dem 
Thema durch unsere politische Initiative noch mal den 
nötigen Schub gegeben. Ab jetzt gibt ś keine Ausreden 
mehr: Ich bin gespannt, ob jetzt endlich etwas passiert«, 
sagt Kastendiek. Er werde den Fortschritt genau verfol-
gen. 
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DER (ROT)-GRÜNE FEHLER
  

im rot-GrünEn 
dornrÖschEnschlaf:

domshof

Hier finden Sie den 
Antrag über die 
Umgestaltung des 
Domshofs

Wenn der Wochenmarkt seine Stände abgebaut hat, bleibt auf dem 
Domshof aktuell meist nur Tristesse.

brEmEns innEnstadt 
liEGt uns am 

hErzEn



Auf Initiative der CDU-Fraktion hat die Bremische Bürger-
schaft in der Juni-Sitzung in zweiter Lesung den Reformations-
tag am 31. Oktober zum dauerhaften Feiertag erklärt. Damit ist 
das Parlament nach monatelangem Hick-Hack, insbesondere 
zwischen der rot-grünen Koalition, einem Antrag der Christde-
mokraten von 2017 gefolgt. Schon in diesem Jahr haben damit 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Bremen einen 
zusätzlichen Tag frei.

»Ich freue mich, dass unser Vorschlag nun endlich beschlossen 
worden ist und die Bremerinnen und Bremer sich über einen 
zusätzlichen freien Tag freuen können. Über viele Monate hat 
sich nichts getan, weil sich die anderen Fraktionen nicht einig 
waren«, sagt Thomas Röwekamp. Bremen war bisher in Sachen 
Feiertagen mit 9 Tagen Schlusslicht. Andere Bundesländer wie 
Bayern oder Baden-Württemberg haben stattdessen 12 und re-
gional sogar bis zu 14 Feiertage im Jahr. »Die Menschen in Bre-
men sind nicht weniger fleißig als im Süden Deutschlands. Die 

Bremerinnen und Bremer erarbeiten immerhin das zweitgrößte 
Bruttoinlandsprodukt in Deutschland«, erläutert der CDU-Frak-
tionsvorsitzende. Natürlich dürfe ein Feiertag nicht zum Selbst-
zweck werden, für den Reformationstag sprächen jedoch weit 
mehr als nur religiöse Gründe. »Das war ein Umbruch, der uns 
kulturell, gesellschaftlich und politisch maßgeblich beeinflusst 
hat. Die Kernthemen der Reformation vor 500 Jahren waren 
Freiheit, Mündigkeit und Menschenwürde. Angesichts der wie-
dererstärkten Populisten in Deutschland, aber auch in Europa 
oder den USA ist das heute hochaktuell und ein gutes Datum, 
um innezuhalten«, macht Röwekamp deutlich. Dem Vorschlag 
der CDU-Fraktion waren bereits andere norddeutsche Länder 
gefolgt. Hamburg und Schleswig-Holstein beschlossen bereits 
Ende Februar den 31. Oktober als dauerhaften Feiertag. Nieder-
sachsen folgte im Juni. »Es war allerhöchste Zeit für Bremen, 
endlich eine Entscheidung zu treffen. Auch die Unternehmen 
brauchen schließlich Planungssicherheit, zum Beispiel wenn es 
um Schichtpläne geht. Aber in Bremen dauert unter Rot-Grün ja 
alles ein bisschen länger«, so Röwekamp.�

Erlebt hat es wohl schon jeder von uns: Gemeinnützige Organi-
sation wie UNICEF, Amnesty International oder verschiedene 
Umweltorganisationen versuchen auf zentralen Plätzen in der 
Bremer Innenstadt oder vor dem Bahnhof neue Mitglieder und 
Spenden zu gewinnen.

Doch das Vorgehen ist oft weniger angenehm. Die Spenden-
sammler stellen sich Passanten in den Weg oder rufen oder 
laufen ihnen hinterher. »Diese Belagerung und Geschäftema-

cherei ist unangenehm und gerade im Herzen der historischen 
Altstadt keine gute Visitenkarte. Diese Leute wirken wie von der 
Drückerkolonne«, macht Claas Rohmeyer deutlich. Nicht nur er 
selbst habe sich von den Spendensammlern bedrängt gefühlt, 
auch viele Bürgerinnen und Bürger hätten ihm ihr Leid geklagt. 
»Mit ihrem aggressiven Vorgehen schaden die Organisationen 
sich und dem Ehrenamt am Ende auch selbst«, so der CDU-Ab-
geordnete. Denn die Spendensammler seien in der Regel nicht 
aus Überzeugung und für die gute Sache im Einsatz, sondern 
professionell geschulte und bezahlte Kräfte. Claas Rohmeyer 
hat das Thema deshalb erstmals ins Parlament gebracht, um die 
Haltung des Senats zu erfragen. Denn die Auflagen sind eigent-
lich klar: Passanten dürfen durch die Stände und ihr Personal 
nicht belästigt oder behindert werden. Trotzdem passiert genau 
das jeden Tag. Allein 92 Stände sind in 2018 genehmigt worden. 
Verstöße werden offensichtlich nicht konsequent geahndet. Die 
CDU-Fraktion bleibt dran…�
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Aus dem Parlament

CDU gegen 
aggressives 

Spendensammeln 
in der Innenstadt

Beschlossen:

Reformationstag  
wird in Bremen zum 
Feiertag!



Mal gucken, wie es die Nachbarn so machen: Auf Initiative der 
CDU-Abgeordneten und Ausschussvorsitzenden Susanne Gro-
bien hat der Hafenausschuss der Bremischen Bürgerschaft im 
April Rotterdam besucht.

Die niederländische Stadt hat mit ihrem gigantischen Hafen den 
größten Tiefwasserhafen Europas und die Nummer 9 in der gan-
zen Welt. Auf über 45 km reihen sich die Hafenanlagen. Und sie 
wachsen: Mit dem Projekt Maasvlakte 2 ist der Hafen für neue 
Terminals und Industrie um 20 Prozent auf 6000 Hektar ver-
größert worden und soll den Flächenbedarf bis 2030 abdecken. 
Warum schafft Rotterdam diese riesige Hafenerweiterung, wäh-
rend in Bremerhaven beim OTB seit Jahren nichts vorangeht? 
»Auch in den Niederlanden gibt es Gegner von solchen Projek-
ten. Vor Baubeginn der Maasvlakte 2 gab es 80 Klagen. Doch 
durch strategisches Umgebungsmanagement, sprich die Identi-
fizierung aller Beteiligten und Betroffenen und dem Dialog mit 
ihnen von Anfang an, ist es gelungen einen für alle gangbaren 
Kompromiss zu finden. Und der gemeinsame Wille, auch seitens 
der Politik, war da. Wer Rotterdam sieht, dem wird klar, wir müs-
sen in Bremen aufpassen, dass wir nicht den Anschluss verpas-
sen«, berichtet Susanne Grobien. Denn Rotterdam hat zudem 
vor rund vier Jahren das weltweit erste automatisierte Terminal 
in Betrieb genommen und auch hier einen entsprechenden Er-

fahrungsvorsprung. Zum Vergleich: In 2017 wurden in Rotter-
dam 460 Millionen Tonnen Güter umgeschlagen, fast zehnmal 
so viel wie in Bremerhaven. Um gegen den Riesen im Nachbar-
land bestehen zu können, plädiert Susanne Grobien dafür, Ko-
operationen unter den norddeutschen Häfen zu verstärken.�
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Zukunft der Hafenwirtschaft:

»Wir dürfen den 
Anschluss nicht 

verpassen«

Von der Wasserseite betrachtet:

Auf Einladung der Initiative Stadtbremische Häfen (ISH) 
trafen sich Mitte Mai die wirtschafts- und hafenpoliti-
schen Experten der CDU-Fraktion mit den Mitgliedsun-
ternehmen der ISH. Bei der rund dreistündigen Fahrt 
mit der »MS Senator« übten die Unternehmer zum Teil 
deutliche Kritik an der rot-grünen Regierung. Unter an-
derem Bremens Verkehrsadern, die Instandhaltung der 
Hafenanlagen und die Schnelligkeit bei der Bearbeitung 
von Bauanträgen muss aus Sicht der ISH-Mitglieder ver-
bessert werden, um im Wettbewerb mit internationalen 
Häfen wie Rotterdam oder Antwerpen zu bestehen.

Susanne Grobien und Sascha Lucht 
als Teilnehmer der Exkursion des 
Hafenausschusses in Rotterdam, 
Europas größtem Tiefwasserhafen.

Aus dem Parlament
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Gegen die Stimmen der CDU-Fraktion hat sich Rot-Grün einen 
Nachtragshaushalt von 251 Millionen Euro für die Haushalts-
jahre 2018 / 19 genehmigt. Ein Großteil der Finanzspritze, näm-
lich 205 Mio. Euro, fließen mal wieder in den angeschlagenen 
Klinikverbund Gesundheit Nord (GeNo). Der CDU-Fraktions-
vorsitzende Thomas Röwekamp bezeichnete den Nachtrags-
haushalt als »in Zahlen gegossenes Politikversagen«.

Denn der reguläre Haushalt war erst wenige Monate zuvor 
beschlossen worden – nur 60 Tage später meldete der Senat 
erstmals Nachfinanzierungsbedarf an, und fünf Monate später 
sollte das Parlament nun die riesige Summe von mehr als 250 
Mio Euro abnicken. »Die Risiken waren schon vor fünf Monaten 
bekannt, insbesondere die Entwicklung der GeNo waren ab-
sehbar. Warum also jetzt? Wer Geld vom Parlament will, sollte 
die ganze Wahrheit sagen: Nämlich, dass die GeNo auf Kosten 
der Steuerzahler vor der Insolvenz bewahrt wird«, kritisierte 
Thomas Röwekamp im Parlament Bremens Finanzsenatorin Ka-
roline Linnert. Man könne nicht dreistellige Millionenbeträge 
beschließen, ohne zu wissen, welche Perspektive der Klinikver-
bund habe. Ein tragfähiges und zukunftsfähiges Sanierungskon-
zept fehle nach wie vor.

Seit 2008 sind insgesamt weit mehr als 100 Mio. Euro Steuer-
gelder in die Rettung der GeNo geflossen, ohne dass sich die 
Zahlen signifikant verbessert haben. Ein Großteil des beschlos-
senen Nachtragshaushaltes soll in die Chaosbaustelle am Kli-
nikum Bremen-Mitte gehen. Der Teilersatzneubau (TEN), der 
ursprünglich 2014 eröffnet werden sollte, hat sich mittlerweile 
zum Millionengrab entwickelt: Der geplante Finanzierungsbe-
darf von etwa 180 Mio. Euro hat sich inzwischen auf 360 Mio. 

Euro verdoppelt. Grund für die Kosten- und Zeitsteigerungen 
sind für Thomas Röwekamp politische Fehler des Senats bei der 
Planung und Vergabe des Projektes und die ideologische Ent-
scheidung gegen einen privaten Investor.

Statt nahezu jährlich mit neuem Steuergeld die größten Löcher 
bei dem Klinikverbund zu stopfen, fordert die CDU-Fraktion 
ein Sanierungskonzept. »Die Chef- und Senatsebene hat sich 
bei der GeNo offenbar auf einen dauerhaften, teuren Pflegefall 
eingerichtet. Wir wollen aber nicht, dass Bremen noch Jahrzehn-
te Zahlmeister eines taumelnden Klinikverbundes ist. Deshalb 
brauchen wir ein nachhaltiges Sanierungskonzept und exter-
nen Sachverstand«, fordert Röwekamp. Die hohen jährlichen 
Millionenverluste der städtischen Krankenhausgesellschaft re-
sultieren nicht aus dem medizinischen Bereich. »Bremens Klini-
ken, ihre Ärzte, Pfleger und Mitarbeiter genießen bundesweit 
fachliches Renommee und einen guten Ruf. Die GeNo hat ein 
Problem mit ihrer Führung und Verwaltung«, macht der Frak-
tionsvorsitzende deutlich. Die hohen Kostensteigerungen beim 
TEN, aber auch jährlich Millionen Euro für Mehrkosten durch 
Leiharbeit im pflegerischen und medizinischen Bereich sowie zu 
viel und zu teures Personal in der Verwaltung seien lang bekann-
te Ursachen, würden aber nicht angepackt.�

  
Aus dem Parlament

Rot-Grün macht neue Schulden:

»In Zahlen gegossenes 
Politikversagen!«

Wirken ratlos: Finanzsenatorin Karoline Linnert (Grüne)  
und Bürgermeister Carsten Sieling (SPD).


